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durch Ott seiende Nichtgottseiende. Der davon, daß unbequem nıcht soviel w1e
zeitgemäfß bedeutet 1St enn 1m Grund elIt-Mangel (Jottes 1n dieser geschaffenen Welt

mache s1e ber notwendiıg einer Welt des gemäßheit eın absoluter Wert? Bernhart selbst
gab einmal diese Ntwort: „Was der Zeit NOLTÜbels eingeschränkt 1n dıe ndlichkeit un

doch aufgeboten ZUr Unendlichkeit. In Se1- EUt: 1St das Unzeitgemäße.“ Wöäre umsScC-
1C.  = etzten Lebensjahrzehnt findet sıch dann ehrt, mü{fßte 189913  - diejen1gen VO uns

innerendie entschärfte Fassung, 6S gäbe das Böse AÄlteren, die dem rıtten eich
nicht, wWwWeNnNn es nıcht ZuL ware, da{ß auch Widerstand ENTZSCBENSECIZLCNH, noch heute —_

das BOöse Zibt. S50 formuliert Jjetzt einer deln, dagegen die Mitläufer en Eın Ge-
Stelle, 111a  - CS gew1ßß nıcht erwartet, 1n danke, den 18818  - sıch 1n uUunNnserer „allzusehr
einem Bu das 138028 als (Janzes nıcht VO  3 fleißiger Anpassung neigenden Zeıt“ V,

ıh; hätte. Den hochgeistigen, nıcht Hentig), viele jeden Preıs Ze1lt-
celten schwierigen Denker befähigte nämlıch gemäafs werden wollen, ımmer utfs NeUE VOor

seine Altersweisheıit dazu, dem Tıtel Augen halten müßte.
Bernhart stoOrte nıcht, WenNnn zeıitlos„Da riet Er eın Kınd“ Kinderpredigten Eer-

scheinen lassen, die ZU Teil wirklich kın- Wal, Ja 1n vielem Wesentlichen INnAdS INa  ; ih:
dertümliıch sınd, deren tiefsinnige Kindlich- 19} konservatıv eNnNeN. Auch seinen ben
keit ber Jung UN alt ansprechen un! be- zitierten STA hasse den Fortschritt hne

Glauben, werden heute manche Leser NUrreichern kann. Ist 65 nıcht das schönste Zeug-
n1s für die Fülle und Weıte eines Menschen, auftassen und als vorgestr1g belächeln Und
WEeNnNn seıne Reichweite doch könnte auch dieser Atz wıederVO  3 geschliffener
Wissenschaftlichkeit bis frommer Kindlich- Aktualität kommen. Alßt doch 19} die
eit geht? ologıe immer deutlicher die renzen der

Joseph Bernhart Warlr eben als Mensch und machbaren Welt und damıt iındirekt des rein
als Denker zrofß; das sollten diese Zeılen anthropozentrischen Weltverständnisses siıcht-
weniıgstens andeutungsweise 1n Erinnerung bar werden. Da ber müßte die Sınnfrage
bringen. Er konnte allerdings unbequem se1n, Gewicht un: damıt wıeder größeren
na außen durch seine Grundsatztreue, nach Tiefgang bekommen.
innen durch die ungedämpfte Wahrheitsliebe Den innerweltlichen „Sınn der Geschichte“
und dıe Kühnheit seiner Gedanken. An (SO der Tıitel eınes Buchs, das 1931 heraus-
Wiıderständen einen solchen Mannn hat rachte) ber hat Joseph Bernhart 1mM Wech-
N noch n1ıe efehlt Als beim Augsburger se] VO:  } Beharren und Voranschreiten gesehen.
Katholikentag VO': 1910 als Redner aut dem Seine Forschungen und Erfahrungen haben
Programm stand, genugte diese Tatsache, da{fß iıhm bestätigt. Um mehr konnten seine
eın Schweizer un: eın deutscher Bischot schon geistige Standfestigkeit un gedankliche

abreisten (es Wr dreı re VOTLT Bern- Kühnheit einem gesunden Ausgleich kom-
harts Verheiratung). ber ganz abgesehen InNEeEN Karl Schaezler

Der Gastarbeiter und se1ın ınd

Als sıch die Deutschen der heutigen Bundes- Sıe achten und schützen 1St Verpflich-
republik 1m Jahr 1949 MmMI1t dem Bonner Lung er staatlichen Gewalt.“ Das Grund-
Grundgesetz ihre Verfassung gaben, kannten ZEeSCETZ a tort, daß das eutsche Volk sich
S1e Aaus bitterer Erfahrung, w1e in  - Men- dieser Menschenwürde willen Ver-

letzlichen und unveräußerlichen Menschen-schen quälen und erniedrigen konnte. SO W ar

CS tür S1e keine leere Phrase, als S1e den rechten als Grundlage jeder menschlichen Ge-
meins:  CM bekennt.Anfang des Grundgesetzes den atz stellten:

„Die Würde des Menschen 1St unantastbar. Die Wahrung der Würde des Menschen
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hne Beschränkung aut seine Volks- der nehmer innerhalb der Gemeinschaft VOm

Staatszugehörigkeit WAarTtr bestes deutsches 15 1968 die Materie für den EWG-
Geisteserbe. „Der Menschheit Würde 1St 1n Raum. Die Freizügigkeıt der Arbeitnehmer
CEUIC Hand gegeben, bewahret S$1e hatte innerhalb der Gemeinschaft mu{ gewährleistet
e1INst chiller den Menschen zugerufen. In werden. Das chließt dıe Abschaffung jeder
der Geschichte der Grundrechte Wr der Aus- auf der Staatsangehörigkeit eruhenden
druck HE Die Satzung der Vereinten Natıo- terschiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer
nen VO 1945 hatte ZU ersten der Mitgliedstaaten 1n bezug auf Beschäfti-
Mal VO'  3 „Würde und Wert der menschlichen Zung$, Entlohnung und sonstıge Arbeitsbe-
Person“ gesprochen. Mehr als die Hilfe der dingungen eın SOWI1e das echt für die Ar-
Grundrechte des ersten Abschnitts des Grund- beitnehmer, sıch vorbehalrtlich der AusSs Grün-

der Bundesrepublik Deutschland W CI1- den der öffentlichen Ordnung, Sicherheit und
det sıch der Würde willen alle Men- esundheit gerechtfertigten Beschränkungen
schen und N1'  cht NUur die deutschen Staats- innerhalb der Gemeinschaft ZUFT Ausübung eıner
angehörigen. Beschäftigung 1m ohn- und Gehaltsverhältnis

Auch eine andere Erkenntnis W arlr fre bewegen. Vorschriften, durch die die
Grauen des zweıten Weltkriegs gewachsen: Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer
Dıie Zeıt der souveranen Nationalstaaten Wr zahlen- der anteilmäßig nach Unternehmen,

nde Dıie Welr verlangte nach großräumı- Wirtschaftszweigen, Gebieten oder 1m San-
SCH Zusammenschlüssen. Weltweite Ideale zen Hoheitsgebiet beschränkt wird, finden autf
traten siıch mi1ıt nüchternen technischen Über- Staatsangehörige der Mitgliedstaaten keine
Jegungen. Goethe hatte 1878 Anwendung (Präambel und Art. der Ver-
Eckermann geSagt „Miır 1St nıcht bange, da{t ordnung)
Deutschland nıcht e1ns werde:;: RNa u Doch nıcht 1Ur den Arbeitnehmern ol die
Chausseen und künftigen Eisenbahnen WeI- Möglichkeit gegeben se1n, sıch fre 1m EWG-
den schon das Ihrige tun. 120 re später Raum bewegen; auch die Beschränkungen
galt entsprechend der fortgeschrittenen tech- der freien Niederlassung VO'  3 Staatsangehöri-
nıschen Sıtuation Gleiches für Europa. Am gCn 1m Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied-

Maı 1949 War 1n London der Europarat gCc- STAaAfis sollen tallen (Art: 52) Besonderes In-
gründet worden, dem die Bundesrepublik 1951 teresse verdient die Vorschrift, daß der Ar-
beitrat. Auf die Montanunıon VO  a 1951 folgte beitnehmer das echt hat, seıne Famıilie nach-
nach dem vergeblich gebliebenen kühnen Vor- zuziıehen, WEeCeNN ausreichend Wohnraum ZUT

stoß der Parıiser und Bonner Verträge dıe Eu- Verfügung hat (Art. 10)
ropäische Wirtschaftsgemeinschaft W und Nıcht zu geringsten Wr die Bundes-
die Europäische Atomgemeinschaft mi1ıt dem republik, dıe darauftf gedrängt hatte, dai{iß
organısatorischen Zusammenschlufß aller reli sıch die wirtschaftlich ausgerichtete Gemein-
Organısationen 1mM re 1957 chaft der EW! einem politischen Bund

Schon der Zusammenschlufß 1mM Europarat erweıtern mOge. Fur dieses Ziel hat die Frei-
drängte eıner Erleichterung des Verkehrs zügigkeit eine Sanz besondere Bedeutung. Als
zwıschen den 1n ıhm vereinıgten Völkern. Das der Deutsche und 1866 zerfiel und sıch ber

den Norddeutschen Bund das BismarckscheEuropädische Niederlassungsabkommen VO

13 1955 brachte MIt gewı1ssen Eins:  rän- eıiıch VO'  ; 1871 bildete, stand das „gemein-
kungen die Freizügigkeıit vorübergehendem S4amne Indigenat“, das echt des Burgers
Aufenthalt un die treıe Erwerbstätigkeit für eines Bundeslands, 1n den anderen Bundes-
die Staatsangehörigen eınes Vertragsstaats 1 ändern die yleiche bürgerliche Rechtsstellung
den andern Vertragsstaaten. WwW1e€e deren FEinwohner genießen, VOTL dem

In größerem Umfang regelte dann auf echt der Staatsangehörigkeıt, das 1n den
Grund VO  } Art EWG-Vertrag die Ver- Verfassungen 11 erwähnt wurde (Art.
ordnung über die Freizügigkeit der Arbeit- der Verfassung des Norddeutschen Bundes
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Menschenwürde wahrgenommen werden kann,und der Bismarckschen Verfassung). 99  1ır 1St
nıcht bange, daß Deutschland e1nNs werde“, muß siıch die Gleichbehandlung tatsächlich und

rechtlich aut alles erstrecken, W as mMi1t derhatte Goethe ZESABLT. Bıs ZUT Verordnung über
die deutsche Staatsangehörigkeit VO eigentliıchen Ausübung einer Tätigkeit
1934 war der Reichsdeutsche, VO:  3 Ausnahmen ohn- un! Gehaltsverhältnis und mi1t der Be-
abgesehen, staatsrechtlich 1n erstier Linıe An- schaffung eıner Wohnung 1mM Zusammenhang

steht; ferner mussen alle Hindernisse bese1-gehörıger se1nes Landes. Durch das gemeın-
Same Indigenat die Deutschen UuSsSamı- tigt werden, die sich der Mobilıität der Ar-
mengewachsen. beitnehmer entgegenstellen, iınsbesondere 1

Soll die EW Zzu großen politischen und bezug auf das echt des Arbeitnehmers, se1ıne
heranreifen, wird auch hier das gemeinsame Famılie nachkommen lassen, und die Be-
Indıgenat eine Triebfeder se1n, un eın Land, dingungen für die Integration seiner Familie
das den politischen Zusammenschluß wünscht, 1mM Aufnahmeland.“
sollte darautf bedacht se1n, da{fß seine Gesetz- Die Aufgaben, die eın unbeschränktes gCc-
gebung das gemeiınsame Indigenat Ördert und meinsames Indigenat für die EWG-Länder
nıcht durch eın die Freizügigkeit hemmendes bringt, SIN zrofß, zumal wenn 19018  - bedenkt,
Ausländerrecht dem Ziel seiner Wünsche eNTt- daß auch der Europarat und die Auffassung
gegenarbeitet. VO  w der Freizügigkeit der Menschen aller Län-

DDas eutsche Ausländergesetz VO' 78 der un: Rassen 7zusätzliche Aufgaben stellt.
ber INa  - kann Probleme nıcht dadurch 15-1965 betont ZWAaT, da{fß die Ausländer alle

Grundrechte genießen, sSOWeIılt S1e N:  £ nach SCIHl, dafß INdln den vergeblichen Versuch macht,
s1e übersehen der das Rad der Geschichtedem Grundgesetz für die Bundesrepubl::

Deutschland Deutschen vorbehalten sind, gerat anzuhalten. Im übrigen standen die Deutschen
aber annn selbst MI1t der Unbestimmtheit der 1m auf ıhrer Geschichte schon VOr Ühnlichen
Voraussetzungen tür die Aufenthaltserlaub- Aufgaben und sınd VOor ihnen nıcht zurückge-
N1S NI den Grundrechten 1n Konflikt Auch schreckt. Man denke 11U!X die große Ost-
die Hınwendung der BR  ® ZuUur EW und das West-Wanderung 1Ns Ruhrgebiet 1M vorıgen

Jahrhundert der die Tatsache, daß BerlinBestreben der EW den Angehörigen eines
EWG-Staats 1n den EWG-Ländern einen VO':  ; das Jahr 1700 0/9 Aaus Franzosen be-
anderen Ausländern abgesetzten Status eines stand.
gemeınsamen Indigenats geben, findet 1m 7u den vielen Fragen der Infrastruktur,
Ausländergesetz keinen Ansatzpunkt. die miıt den remden Arbeitskräften auf dem

Nırgends kommt A Ausdruck, W 45 die Gebiet der Wirtschaft und des Sozialwesens
EWG-Verordnung Nr. 612/68 1n iıhrer Prä- auftreten, kommen miıt dem Zuzug der Kın-
ambel programmatısch arlegt: 1€ Frei- der der Arbeitnehmer auch kulturpolitis
zügigkeit 1St e1in Grundrecht der Arbeitnehmer Fragen. Art. der Allgemeınen Erklärung
und ihrer Famıilien: die Mobilität der Arbeits- der Menschenrechte der UN:'  ® VO 1948
kräfte innerhal der Gemeinschaft ol für „Jeder Mensch hat echt auf Biıldung
den Arbeitnehmer el1nes der Mittel se1n, die Der Unterricht mu{fß wenı1gstens 1n der FEle-
ihm diıe Möglichkeit einer Verbesserung der mMentiar- ‘Ul'ld Grundschule unentgeltlich se1n.
Lebens- und Arbeitsbedingungen garantıeren Der Elementarunterricht 1St obligatorisch.“
und damit auch seinen soz1alen Aufstieg - Dıie BR  ® 1St dieser Aufforderung nachge-

kommen. Alle Bundesländer haben die Be-leichtern, wobejl gleichzelt1g der Bedarf der
VWırtschaft der Mitgliedstaaten befriedigt stımmung getroffen, daß die Schulpflicht iıcht
wird . Damıt das echt auf Freizügigkeit 198088 für dıe Staatsangehörigen gilt, sondern
nach objektiven Ma(ßstäben 1n Freıiheit un: für alle Kinder, die 1n dem betreffenden Bun-

desland iıhren Wohnsitz der gewöhnlichen
Sıehe Rıttstieg, Rechtsstaat cht für Aus- Autenthalt haben Die Schulpflicht 1St durch

den Besuch einer innerdeutschen Schule -länder?, 1n : Juristenzeıtung I97Z. 353
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füllen: ber Ausnahmen entscheidet die Schul- Türken, 110 Griechen, 130 Spanier und
behörde Miıt dieser Regelung haben die Lan- Jugoslawen. Demgemäßß gingen 214 Kinder
der 1n der heutigen mobilen eit eine große A4us EWG-Ländern, 333 A4US Ländern des
und dankenswerte, ber auch sechr schwierige Europarats, 110 Griechenkinder und 194 andere
Aufgabe übernommen. 1n Darmstädter Grund- und Hauptschulen.

Miıt Ausnahme dänischer Minderheiten Im Prozentverhältnis betrugen die Kınder
der schleswig-holsteinischen Grenze hatte die der Ausländer den einheimischen Kındern
Bundesrepublik keine Minderheiten remden dem eNaNNtEN Stichtag 1n den Grundschu-
Volkstums innerhal ıhrer renzen. Durch len (Klassen 1—4) D5 0/9 und 1n den Haupt-
den wirtschaftlichen Aufschwung der letzten schulen Klassen 5—9) 1172 0/9
Jahrzehnte wurde s$1e eın begehrtes Zuzugs- Da auch 1m Umland VO'  3 Darmstadt sich
and für ausländische Arbeitskräfte. Von den eine iıcht unerhebliche Zahl VO  w} Ausländern
7 239 300 Arbeitskräften, die VO Ausland angesiedelt haben, die be1 der Zählung nıcht
bıs September 1971 1n die BR  — gekommen berücksichtigt sind, wırd deutlich, daß sıch
9 gehörten 407 900 Italiener den hıer chte natıonale Minderheiten ilden, die
EWG-Ländern, 457 700 Türken den Lan- WAar keine eutsche Staatsangehörigkeit be-
dern des Europarats (neben den Italıenern), sıtzen un weIit stärker als die seßhaften völ-
268 500 Griechen Griechenland hatte kıschen Minderheiten aller Art fluktuieren,
zu EKuroparat gehört un WAar ausgetreten ber be1 einer einigermafßen gyünstiıgen WIrt-
77297 4010 andere Ausländer Da diese schaftlichen Entwicklung ZuUur Dauererscheinung
Arbeitskräfte ZU großen 'Teıl ıhre Famıilien gehören, denen eın bestimmter Status 1n (Ge-
nachzogen un ZU) mindesten, SOWeIlt C555 die un echt gegeben werden mußß,

und denen INa  - mMI1t Gesetzen und ethodenEWG-Länder betrifft, auch hıeraut einen DCc-
wWwI1ssen Anspruch haben, SIN statistisch C1- AUus Zeıten, die die Probleme der Gegenwart
aßhare Minderheiten entstanden, denen nıcht kannten, nıcht gyerecht werden kannn
1ne ıcht unerhebliche Anzahl schulpflichtiger Wollen WIr das Herauswachsen ARIN der
Kinder gehört. Enge der Nationalstaatlichkeit des Jahr-

Im örtlıchen Bereich einer mittelgroßen hunderts nehmen und wollen WIr auch
Stadt 1n der Niähe elines Ballungszentrums Ww1e die Eıngangsworte uUuNSsSeres Grundgesetzes und
Darmstadt wirkt sıch 1es folgendermaßen die Menschenrechte nıcht Zu Spielball der
Aus: Darmstadt hat rd 143 01010 Einwohner. Politik werden lassen, mussen WIr
Am SE 1972 eIianden sıch diesen EWG-Raum das gemeınsame Indigenat, be1
11 535 Ausländer, darunter 2 848 Italiener, den Ländern des Europarats die Freizügigkeit
1930 Jugoslawen, Al Türken, 1512 Grie- und be1 en Menschen 1n unserem and den
chen un! 900 Spanıer. Dıie EWG-Natıionen Minderheitenschutz 1n Form berden-

somıt mMi1t 8458 Personen (Italienern), ken un: Wirklichkeit werden lassen.
die Natıiıonen des Europarats MmMI1t 569 (Ita- urch Wıilsons vierzehn Punkte 1n seiner
1enern und Türken), die Griechen miıt 1512 Ansprache den amerikanis  en Kongreiß
und Länder hne rechtliche Beziehungen Januar 1918 hatte das Selbstbestim-
EW und EKuroparat mi1t 2626 Personen VO1I - mungsrecht der Völker und damıt die Be-
Lretfen. handlung natıonaler Minderheiten politische

Von den genNaNNTtEN Natıonen wurden fol- Aktualität erhalten. Vieles blieb trotzdem
gende Kinder 1n der Pflichtschule (ohne Be- nach dem erstien Weltkrieg ungelöst. Das

Deutsche eich wurde den Minderheitsver-rufsschule) unterrichtet: 714 Italiener, 119
tragen nach dem ersten Weltkrieg ıcht bete1-

Zycha, Deutsche Rechtsgeschichte der Neu- lıgt. Es erklärte aber, die fremden Minder-
ZeIit Marburg

Geiselberger, Schwarzbuch: Ausländische Angaben des Statıist. Amtes der Stadt Darm-
Arbeiter Fischer aschenbuch Verlag) 16 stadt.
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heıten 1n seinem Staatsgebiet nach den gle1- Gedanken lenkt“, Isokrates. Bildet INa  }

chen Grundsätzen behandeln. Den elit- eın Kınd nıcht 1n seiner Muttersprache und
gedanken enthielt Art. 113 der Weıimarer Zwingt 111a  - CDy sich 1n einem remden I1diıom
Reichsverfassung, demzufolge die fremdspra- auszudrücken, bevor N die eigene Sprache be-
chigen Volksteile des Reıchs durch die (Gesetz- herrscht, raubt INa  ; ihm eın Stück seiner
gebung un! Verwaltung nıcht 1n ıhrer freien Persönlichkeit und verstößt Art.
volkstümlichen Entwicklung, besonders nıcht Grundgesetzes un: die Menschen-

rechtsdeklaration der UNO1 Gebrauch der Muttersprache beim Unter-
richt SOWI1e be1 der inneren Verwaltung und 'Irotz aller Notwendigkeit, die ausländı-

schen Kınder für das berufliche Leben 1mMder Rechtsprechung beeinträchtigt werden dür-
fen. Preußen hatte 1mM Jahr 1926 für die Gastland tahig machen, widerspricht

Grundgesetz und Menschenrecht, WEeNN INa  -dänischen und 19729 für die polnisch sprechen-
den Staatsbürger vorbildliche chulordnun- die Kınder 1n eınen Unterricht ZW1Nngt, der

stark autf deutsche Sprache und Kultur A4US5-SCH geschaffen.
Die Zeit nach dem 7zweıten Weltkrieg betonte gerichtet 1St, daß für einen Unterricht 1n

wenıger das echt der Minderheıiten als das Sprache und Kultur ıhres Heimatlands NUur

echt und die Würde des einzelnen. Das ze1igt sechs konservierende Wochenstunden übrig
neben den polıtischen Klauseln der Friedens- bleiben. uch die heimatliche Sprache und
vertrage MI1t den kleinen Staaten des Ostens Kultur mu{fß VO  - eiıner Schule, zumal WeNnNn

die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte s1e eine Pflichtschule 1St, aufbauend gepflegt
der UNO VO: 1948 un! die Konven- werden. Zeıgt I1a  o sıch 1Ur einem deut-
t10N ZU Schutz der Menschenrechte un schen Unterricht interessiert, gerat 114  a allzu
Grundfreiheiten des Europarats VO E schnell 1n die Rolle e1nes Sklavenhalters, der
1950 Die Allgemeine Erklärung der Men- hinter den Nützlichkeitserwägungen den Men-
schenrechte der UN  ® betont, daß jedermanns schen vergißt.
Ausbildung „die volle Entfaltung der mensch- Statuleren die deutschen Bundesländer die
lıchen Persönlichkeit und die Stärkung und Schulpflicht 1in deutschen Schulen, überneh-
Achtung der Menschenrechte und Grundtfrei- IN  3 s1e die Verantwortung für eine schwie-
heiten Z Ziele en  CC mufß. er Mensch rıge, doppelt gerichtete Ausbildung der Kın-
hat autf die 1n der Erklärung verkündeten der der remden Arbeiter. Hıer liegt ber

auch die Zukunft Europas. Die geschichtlicheRechte AÄnspruch hne Unterscheidung VO

Sprache un: natiıonaler Herkunft (Art. 2) Entwicklung drängt nach eıner politischen
Integration 1mM KRaum der EW und nachArt. der Konvention des Europarats be-

LONT, da jedermann Anspruch auf Gedan- Freizügigkeit 1n Europa und 1n der Welt Dıie
Bildung völkischer Minderheiten 1n unNnseTeNken-, Gewissens- un!: Religionsfreiheit hat,

und da dieses echt auch die Freiheıit Ballungszentren wird NSCTE Zukunft begle1-
taßt, seıne Weltanschauung durch Unterricht ten, Wenn WIr keine schweren und uner-

auszuüben. Der Genufß dieser Rechte mu{ß hne wünschten Rückschläge erleiden. Wır mussen
Rücksicht aut die Sprache der die Zugehörig- diesen Minderheıiten einen geordneten Platz
e1It einer natiıonalen Minderheit gewähr- 1n Staat un NN E Gesellschaft gCc-
eistet werden (Art. 14) ben

Sind alle diese Rechte 1m großen und gan- Als Vorkämpfer des Gedankens einer polı-
zen im Blick aut Staatsangehörige konzipiert, tischen Konzeption der EW un eines gC-

mussen S1e tür Personen, dıe nıcht Staats- einten Europas sollten WI1r Uu11l5 mühen, —

angehörige sind, ber eın Recht haben, 1n dem wohl 1m Ausländerrecht als auch 1n der schu-
betreffenden and leben, EerSt recht gelten. ischen Betreuung der Kinder uUuNnNserTrer Fremd-
Besondere Bedeutung kommt 1n diesem ZAne arbeiter HEL und für die übrigen Staaten VOT-

sammenhang der Sprache und dem Volkstum bildliche Wege inden
JES 1sSt die Sprache, dıie alle Taten und Ernst Holtzmann
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